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Bundesgerichte und durch die Gerichte der Länder 
ausgeübt.

Artikel 101

(1) Ausnahmegerichte sind unzulässig. Niemand 
darf seinem gesetzlichen Richter entzogen werden.

Artikel 3

(1) Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich.
(2) Männer und Frauen sind gleichberechtigt.
(3) Niemand darf wegen seines Geschlechtes, sei

ner Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, sei
ner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner 
religiösen oder politischen Anschauungen benachteiligt 
oder bevorzugt werden.

Niemand darf seinem gesetzlichen Richter entzo
gen werden; Ausnahmegerichte sind verboten.

Artikel 5

Gewährleistung der Gleichheit vor dem Gesetz

Das Strafrecht und die Strafrechtspflege gewähr
leisten die Gleichheit vor dem Gesetz als ein Grund
prinzip sozialistischer Gerechtigkeit. Niemand darf 
wegen seiner Nationalität, seiner Rasse, seines 
Glaubensbekenntnisses, seiner Weltanschauung oder 
wegen seiner Zugehörigkeit zu einer Klasse oder so
zialen Schicht strafrechtlich verfolgt oder benachtei
ligt werden. Die Gerechtigkeit in der Strafrechts
pflege erfordert, daß die objektiven und subjektiven 
Umstände der Tat, wie Art und Weise ihrer Bege
hung, ihre Folgen, ihre Ursachen und Bedingungen, 
die Schuld des Täters sowie die Möglichkeiten sei
ner Erziehung zu einem gleichberechtigten und 
gleichverpflichteten Mitglied der sozialistischen Ge
sellschaft unter Berücksichtigung seiner Persönlich
keit festgestellt und nach den für alle geltenden Ge
setzen beurteilt werden.

Artikel 6

Recht der Bürger auf Mitgestaltung der 
Strafrechtspflege

Das Recht der Bürger auf Mitgestaltung aller 
staatlichen und gesellschaftlichen Angelegenheiten 
wird in der Strafrechtspflege in umfassender Weise 
verwirklicht.

Die Bürger wirken an der staatlichen Strafrechts
pflege vor allem als gewählte, dem Richter gleich
berechtigte Schöffen und als Beauftragte gesell
schaftlicher Kollektive und gesellschaftlicher Orga
nisationen mit. Die Konflikt- und Schiedskommis
sionen nehmen im Kampf der sozialistischen Gesell
schaft um die Einhaltung des Rechts, für die Ver
hütung von Straftaten und die gesellschaftliche Er
ziehung von Gesetzesverletzern wichtige Aufgaben 
der Rechtspflege wahr und sind in ihrer Tätigkeit 
allseitig zu unterstützen.


